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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1999 Ausgegeben am 24. August 1999 Teil III

156. Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Großherzogtum Luxemburg über
soziale Sicherheit
(NR: GP XX RV 859 AB 1007 S. 104. BR: AB 5622 S. 635.)

156.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DEM GROSSHERZOGTUM

LUXEMBURG ÜBER SOZIALE SICHERHEIT
Die Republik Österreich
und
das Großherzogtum Luxemburg

in dem Wunsche, unter Bedachtnahme auf Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 auf dem
Gebiet der sozialen Sicherheit zwischen den beiden Staaten über die Verordnungen (EWG) Nr. 1408/71
und 574/72 hinausgehend Personen zu schützen, die nach den Rechtsvorschriften eines oder beider
Staaten geschützt sind oder waren,

sind übereingekommen, folgendes Abkommen zu schließen, das an die Stelle des Abkommens vom
21. Dezember 1971 zwischen den beiden Staaten über soziale Sicherheit 1) in der Fassung des Ersten
Zusatzabkommens vom 16. Mai 1973 1) und des Zweiten Zusatzabkommens vom 9. Oktober 1978 2) tritt:

Abschnitt I

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1
(1) In diesem Abkommen bedeuten die Ausdrücke
1. „Verordnung“

die Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates über die Anwendung der Systeme der sozialen
Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der
Gemeinschaft zu- und abwandern, in der zwischen den beiden Vertragsstaaten jeweils geltenden
Fassung;

2. „Durchführungsverordnung“
die Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates über die Durchführung der Verordnung (EWG)
Nr. 1408/71 über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und
Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und
abwandern, in der zwischen den beiden Vertragsstaaten jeweils geltenden Fassung.

(2) In diesem Abkommen haben andere Ausdrücke die Bedeutung, die ihnen nach der Verordnung
und der Durchführungsverordnung oder, soweit diese nichts anderes bestimmen, den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften zukommt.

1) Kundgemacht in BGBl. Nr.   73/1974
2) Kundgemacht in BGBl. Nr. 349/1980
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Artikel 2

Dieses Abkommen gilt für die Rechtsvorschriften, die vom sachlichen Geltungsbereich der
Verordnung erfaßt sind.

Artikel 3

(1) Dieses Abkommen gilt für Personen, die vom persönlichen Geltungsbereich der Verordnung
erfaßt sind.

(2) Dieses Abkommen gilt ferner für folgende Personen, die nicht vom persönlichen Geltungsbereich
der Verordnung erfaßt sind:

a) Personen, für die die Rechtsvorschriften eines oder beider Vertragsstaaten gelten oder galten;
b) Personen, die Familienangehörige oder Hinterbliebene der im Buchstaben a genannten Personen

sind.

Artikel 4

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragsstaates, die außerhalb des Gebietes eines Staates wohnen,
für den die Verordnung gilt, stehen bei Anwendung der Rechtsvorschriften des anderen Vertragsstaates
den Staatsangehörigen dieses Vertragsstaates gleich.

(2) Absatz 1 berührt nicht die österreichischen Rechtsvorschriften betreffend die Versicherung von
Personen, die bei einer amtlichen österreichischen Vertretung in einem anderen Staat als einem Staat, für
den die Verordnung gilt, oder bei Mitgliedern einer solchen Vertretung beschäftigt sind.

Artikel 5

(1) Für die im Artikel 3 Absatz 2 genannten Personen finden im Verhältnis zwischen den beiden
Vertragsstaaten die Verordnung, die Durchführungsverordnung und die zu ihrer Durchführung
getroffenen Vereinbarungen entsprechend Anwendung, soweit in diesem Abkommen nichts anderes
bestimmt ist.

(2) Artikel 3 der Verordnung gilt in bezug auf die im Artikel 3 Absatz 2 genannten Personen nur für
die Staatsangehörigen der Vertragsstaaten sowie für die Familienangehörigen und Hinterbliebenen dieser
Personen.

Abschnitt II

Besondere Bestimmungen

Artikel 6

Für die im Artikel 3 Absatz 2 genannten Personen gelten nicht:
a) Titel III Kapitel 6 der Verordnung mit Ausnahme der Artikel 67 und 68;
b) Titel III Kapitel 7 und 8 der Verordnung.

Artikel 7

Für die im Artikel 3 Absätze 1 und 2 genannten Personen, die außerhalb des Gebietes eines Staates
wohnen, für den die Verordnung gilt, und für die im Artikel 3 Absatz 2 genannten Personen, die im
Gebiet eines Staates wohnen, für den die Verordnung gilt, findet in bezug auf

a) Kinderzuschüsse zu Alters- und Invaliditätsrenten,
b) Waisenrenten mit Ausnahme von Waisenrenten aus der Versicherung bei Arbeitsunfällen und

Berufskrankheiten
Titel III Kapitel 3 der Verordnung entsprechend Anwendung.

Abschnitt III

Verschiedene Bestimmungen

Artikel 8

(1) Die vollstreckbaren Entscheidungen der Gerichte sowie die vollstreckbaren Bescheide und
Rückstandsausweise (Urkunden) der Träger oder der Behörden eines Vertragsstaates über Beiträge und
sonstige Forderungen aus der sozialen Sicherheit werden im anderen Vertragsstaat anerkannt.

(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn sie der öffentlichen Ordnung des
Vertragsstaates widerspricht, in dem die Entscheidung oder die Urkunde anerkannt werden soll.

(3) Die nach Absatz 1 anerkannten vollstreckbaren Entscheidungen und Urkunden werden im
anderen Vertragsstaat vollstreckt. Das Vollstreckungsverfahren richtet sich nach den Rechtsvorschriften,
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die in dem Vertragsstaat, in dessen Gebiet vollstreckt werden soll, für die Vollstreckung der in diesem
Vertragsstaat erlassenen entsprechenden Entscheidungen und Urkunden gelten. Die Ausfertigung der
Entscheidung oder der Urkunde muß mit der Bestätigung ihrer Vollstreckbarkeit (Vollstreckungsklausel)
versehen sein.

(4) Forderungen von Trägern im Gebiet eines Vertragsstaates aus Beitragsrückständen haben bei der
Zwangsvollstreckung sowie im Konkurs- und Ausgleichsverfahren im Gebiet des anderen Vertragsstaates
die gleichen Vorrechte wie entsprechende Forderungen im Gebiet dieses Vertragsstaates.

Artikel 9

Streitigkeiten zwischen den Vertragsstaaten über die Auslegung oder die Anwendung dieses
Abkommens sollen, soweit möglich, durch die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten beigelegt
werden.

Abschnitt IV

Übergangs- und Schlußbestimmungen

Artikel 10

Für die Feststellung und Neufeststellung von Leistungen nach diesem Abkommen gelten die Artikel
94 und 95 der Verordnung sowie die Artikel 118 und 119 der Durchführungsverordnung mit Inkrafttreten
dieses Abkommens entsprechend.

Artikel 11

(1) Dieses Abkommen ist zu ratifizieren. Die Ratifikationsurkunden sind so bald wie möglich in
Wien auszutauschen.

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in
dem die Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden.

(3) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Jeder Vertragsstaat kann es unter
Einhaltung einer Frist von drei Monaten schriftlich auf diplomatischem Weg kündigen.

(4) Im Falle der Kündigung gelten die Bestimmungen dieses Abkommens für erworbene Ansprüche
weiter.

Artikel 12

Mit Inkrafttreten dieses Abkommens treten außer Kraft:
a) das Abkommen vom 21. Dezember 1971 zwischen der Republik Österreich und dem

Großherzogtum Luxemburg über soziale Sicherheit 1) samt Schlußprotokoll in der Fassung des
Ersten Zusatzabkommens vom 16. Mai 1973 1) und des Zweiten Zusatzabkommens vom 9. Okto-
ber 1978 2);

b) die Vereinbarung vom 4. Mai 1972 3) zur Durchführung des Abkommens zwischen der Republik
Österreich und dem Großherzogtum Luxemburg über soziale Sicherheit in der Fassung der
Zusatzvereinbarung vom 28. März 1979 4).

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten beider Vertragsstaaten dieses Abkommen unter-
zeichnet.

Geschehen zu Luxemburg, am 31. Juli 1997 in zwei Urschriften, in deutscher und französischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Josef Magerl

Für das Großherzogtum Luxemburg:

Jacques Poos

1) Kundgemacht in BGBl. Nr.   73/1974
2) Kundgemacht in BGBl. Nr. 349/1980
3) Kundgemacht in BGBl. Nr. 145/1974
4) Kundgemacht in BGBl. Nr. 350/1980
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CONVENTION
ENTRE LA RÉPUBLIQUE D’AUTRICHE ET LE GRAND-DUCHÉ DE

LUXEMBOURG SUR LA SÉCURITÉ SOCIALE
La République d’Autriche

et

Le Grand-Duché de Luxembourg

animés du désir de protéger, compte tenu de l’article 8 du règlement (CEE) no 1408/71, dans les
relations entre les deux Etats dans le domaine de la sécurité sociale, les personnes qui sont ou ont été
protégées en vertu de la législation de l’un ou des deux Etats par une application extensive des règlements
(CEE) nos 1408/71 et 574/72;

sont convenus de conclure la présente convention, qui remplace la convention sur la sécurité sociale
conclue entre les deux Etats le 21 décembre 1971, dans la version de la première convention
complémentaire du 16 mai 1973 et de la deuxième convention complémentaire du 9 octobre 1978;

Partie I

Dispositions générales

Article 1er

(1) Dans le cadre de la présente convention:
1. le terme «règlement» désigne le règlement (CEE) no 1408/71 du Conseil relatif à l’application des

régimes de sécurité sociale aux travailleurs salariés, aux travailleurs non salariés et aux membres
de leur familie qui se déplacent à l’intérieur de la Communauté, en sa teneur en vigueur au
moment de son application entre les deux Etats contractants;

2. le terme «règlement d’application» désigne le règlement (CEE) no 574/72 du Conseil fixant les
modalités d’application du règlement (CEE) no 1408/71 relatif à l’application des régimes de
sécurité sociale aux travailleurs salariés, aux travailleurs non salariés et aux membres de leur
famille qui se déplacent à l’intérieur de la Communauté, en sa teneur en vigueur au moment de
son application entre les deux Etats contractants.

(2) Dans le cadre de la présente convention d’autres expressions ont la signification leur attribuée
dans le règlement et le règlement d’application ou, à défaut, dans les législations nationales.

Article 2

La présente convention s’applique aux législations relevant du champ d’application matériel du
règlement.

Article 3
(1) La présente convention s’applique aux personnes relevant du champ d’application personnel du

règlement.
(2) La présente convention s’applique en outre aux personnes suivantes qui ne relèvent pas du champ

d’application personnel du règlement:
a) les personnes qui sont ou ont été soumises à la législation de l’un ou des deux Etats contractants;
b) les membres de famille ou les survivants des personnes désignées sous a.

Article 4
(1) Les ressortissants d’un Etat contractant qui résident en dehors du territoire d’un Etat auquel

s’applique le règlement, bénéficient en cas d’application de la législation de l’autre Etat contractant de
l’égalité de traitement avec les ressortissants de cet Etat contractant.

(2) Le paragraphe 1 ne porte pas atteinte à la législation autrichienne concernant l’assurance des
personnes qui sont occupées auprès d’une représentation officielle autrichienne dans un Etat autre qu’un
Etat auquel s’applique le règlement ou par des membres d’une telle représentation.

Article 5
(1) Pour autant qu’il n’en est pas disposé autrement dans la présente convention, le règlement, le

règlement d’application et les accords conclus pour leur application, sont applicables par analogie aux
personnes désignées à l’article 3, paragraphe 2 dans les relations entre les deux Etats contractants.

(2) L’article 3 du réglement n’est applicable en ce qui concerne les personnes désignées à l’article 3
paragraphe 2 qu’aux ressortissants des Etats contractants ainsi qu’aux membres de la famille et aux
survivants de ces personnes.
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Partie II

Dispositions particulières

Article 6
Ne sont pas applicables aux personnes désignées à l’article 3 paragraphe 2:
a) le chapitre 6 du Titre III du règlement à l’exception des articles 67 et 68;
b) les chapitres 7 et 8 du Titre III du règlement.

Article 7
En ce qui concerne
a) les majorations pour enfants à charge dans les pensions de vieillesse et d’invalidité,
b) les pensions d’orphelin, à l’exception des rentes d’orphelin de l’assurance contre les accidents du

travail et les maladies professionnelles,
les dispositions du chapitre 3 du Titre III du règlement sont applicables par analogie aux personnes
désignées à l’article 3 paragraphes 1 et 2 qui résident en dehors du territoire d’un Etat auquel s’applique le
règlement, et aux personnes désignées à l’article 3 paragraphe 2 qui résident sur le territoire d’un Etat
auquel s’applique le règlement.

Partie III

Dispositions diverses

Article 8
(1) Les décisions exécutoires des juridictions ainsi que les décisions exécutoires et les actes de

recouvrement des institutions ou des autorités d’un Etat contractant portant sur des cotisations ou d’autres
créances de sécurité sociale sont reconnus dans l’autre Etat contractant.

(2) La reconnaissance ne peut être refusée qu si elle est contraire à l’ordre public de l’Etat contractant
appelé à reconnaître la décision ou l’acte en question.

(3) Les décisions et actes exécutoires reconnus conformément au paragraphe 1 sont exécutés dans
l’autre Etat contractant. La procédure d’exécution se fait selon les voies d’exécution applicables dans
l’Etat contractant sur le territoire duquel l’exécution doit être effectuée et qui régissent l’exécution de
décisions et actes correspondants de cet Etat. La copie de la décision ou de l’acte doit être revêtue de la
formule qui en atteste son caractère exécutoire (clause exécutoire).

(4) Les créances d’institutions résultant d’arriérés de cotisations sur le territoire d’un Etat contractant
bénéficient dans l’autre Etat contractant en cas d’exécution forcée, de faillite ou de concordat des mêmes
privilèges dont bénéficient les créances de même nature sur le territoire de cet Etat.

Article 9
Les différends entre les Etats contractants sur l’interprétation ou l’application de la présente

convention sont à régler, dans la mesure du possible, par les autorités compétentes des Etats contractants.

Partie IV

Dispositions transitoires et finales

Article 10
Pour le calcul et le recalcul de prestations en vertu de la présente convention les articles 94 et 95 du

règlement ainsi que les articles 118 et 119 du règlement d’application sont applicables par analogie à
partir de l’entrée en vigueur de la présente convention.

Article 11
(1) La présente convention sera ratifiée. Les instruments de ratification seront échangés aussi tôt que

possible à Vienne.
(2) La présente convention entre en vigueur le premier jour du troisième mois qui suit le mois au

cours duquel les instruments de ratification sont échangés.
(3) La présente convention est conclue pour une durée indéterminée. Chaque Etat contractant peut

notifier la dénonciation de la présente convention par voie diplomatique en observant un délai de préavis
de trois mois.

(4) En cas de dénonciation, les dispositions de la présente convention restent applicables aux droits
acquis.

Article 12
A partir de l’entrée en vigueur de la présente convention cessent d’être en vigueur:
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a) la convention du 21 décembre 1971 entre la République d’Autriche et le Grand-Duché de
Luxembourg sur la sécurité sociale ainsi que le Protocole final, dans la version de la première
convention complémentaire du 16 mai 1973 et de la deuxième convention complémentaire du
9 octobre 1978;

b) l’arrangement du 4 mai 1972 relatif aux modalités d’applications de la convention entre la
République d’Autriche et le Grand-Duché de Luxembourg sur la sécurité sociale dans la version
de l’arrangement complémentaire du 28 mars 1979.

En foi de quoi les plénipotentiaires des deux Etats contractants ont signé la présente convention.
Fait à Luxembourg, le 31 juillet 1997 en double exemplaire, en langues allemande et française, les

deux textes faisant également foi.

Pour la République d’Autriche:

Dr. Josef Magerl

Pour le Grand-Duché de Luxembourg:

Jacques Poos

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete
Ratifikationsurkunde wurde am 21. Juli 1999 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 11
Abs. 2 mit 1. Oktober 1999 in Kraft.

Klima

Verzeichnis
häufig  in  Rechtsvorschriften  verwendeter  Abkürzungen

ABGB Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch HGB Handelsgesetzbuch
Abs. Absatz idF in der Fassung
AktG Aktiengesetz JGG Jugendgerichtsgesetz
AO Ausgleichsordnung JN Jurisdiktionsnorm
ArbVG Arbeitsverfassungsgesetz KDV Kraftfahrgesetz-Durchführungs-
Art. Artikel verordnung
ASVG Allgemeines Sozialversicherungsgesetz KFG Kraftfahrgesetz
AVG Allgemeines Verwaltungsverfahrens- KO Konkursordnung

gesetz LGBl. Landesgesetzblatt
BAO Bundesabgabenordnung lit. litera (= Buchstabe)
BDG Beamten-Dienstrechtsgesetz MRG Mietrechtsgesetz
BGBl. Bundesgesetzblatt Nr. Nummer
B-VG Bundes-Verfassungsgesetz PatG Patentgesetz
bzw. beziehungsweise RGBl. Reichsgesetzblatt
dgl. dergleichen S Seite, Schilling
DRAnz. Deutscher Reichsanzeiger und Preußi- StGB Strafgesetzbuch

scher Staatsanzeiger StGBl. Staatsgesetzblatt
dRGBl. deutsches Reichsgesetzblatt StPO Strafprozeßordnung
DSG Datenschutzgesetz StVO Straßenverkehrsordnung
DVG Dienstrechtsverfahrensgesetz ua. und andere, unter anderem
EG . . . Einführungsgesetz . . . UStG Umsatzsteuergesetz
EGVG Einführungsgesetz zu den Verwaltungs- VStG Verwaltungsstrafgesetz

verfahrensgesetzen VV verkürztes Verfahren
EO Exekutionsordnung VVG Verwaltungsvollstreckungsgesetz
EStG Einkommensteuergesetz vH vom Hundert (= Prozent)
FinStrG Finanzstrafgesetz vT vom Tausend (= Promille)
F-VG Finanz-Verfassungsgesetz WEG Wohnungseigentumsgesetz
GBG Grundbuchgesetz WGG Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz
GBlÖ Gesetzblatt für das Land Österreich WRG Wasserrechtsgesetz
gem. gemäß Z Zahl, Ziffer
GesmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung zB zum Beispiel
GewO Gewerbeordnung ZPO Zivilprozeßordnung
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